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die sie zur Wahrnehmung der ihr durch die SSM-Verordnung1) übertragenen
Aufgaben benötigt.

(3) In den Fällen, in denen Teil V vorsieht, dass die EZB einen Beschluss an
ein beaufsichtigtes Unternehmen oder eine beaufsichtigte Gruppe richtet, erteilt
die EZB, statt einen Beschluss an das beaufsichtigte Unternehmen oder die
beaufsichtigte Gruppe zu richten, Anweisungen an die NCA in enger Zusam-
menarbeit, und diese NCA fasst im Einklang mit diesen Anweisungen einen
Beschluss, der an das betreffende beaufsichtigte Unternehmen oder die betreffen-
de beaufsichtigte Gruppe gerichtet ist.

(4) In den Fällen, in denen Teil V vorsieht, dass die betreffende NCA einen
Beschlussentwurf ausarbeitet, übermittelt die NCA in enger Zusammenarbeit
der EZB einen Beschlussentwurf und ersucht die EZB um Anweisungen.

Art. 112 Makroprudenzielle Instrumente im Rahmen der engen Zu-
sammenarbeit. Die in Teil VIII vorgesehenen Bestimmungen zur Zusammen-
arbeit zwischen der EZB, den NCAs und NDAs im Hinblick auf makropruden-
zielle Aufgaben und Instrumente finden in Bezug auf beaufsichtigte Unterneh-
men und beaufsichtigte Gruppen in teilnehmenden Mitgliedstaaten in enger
Zusammenarbeit entsprechende Anwendung.

Art. 113 Verwaltungssanktionen im Rahmen der engen Zusammen-
arbeit. (1) Die in Teil X vorgesehenen Bestimmungen zu Verwaltungssanktio-
nen finden in Bezug auf beaufsichtigte Unternehmen und beaufsichtigte Grup-
pen in teilnehmenden Mitgliedstaaten in enger Zusammenarbeit entsprechende
Anwendung.

(2) In den Fällen, in denen Artikel 18 der SSM-Verordnung1) in Verbindung
mit Teil X dieser Verordnung vorsieht, dass die EZB einen Beschluss an ein
beaufsichtigtes Unternehmen oder eine beaufsichtigte Gruppe richtet, erteilt die
EZB, statt einen Beschluss an das beaufsichtigte Unternehmen oder die beauf-
sichtigte Gruppe zu richten, Anweisungen an die NCA in enger Zusammen-
arbeit, und diese NCA fasst im Einklang mit diesen Anweisungen einen Be-
schluss, der an das betreffende beaufsichtigte Unternehmen oder die betreffende
beaufsichtigte Gruppe gerichtet ist.

(3) 1 In den Fällen, in denen Artikel 18 der SSM-Verordnung oder Teil X
dieser Verordnung vorsieht, dass die betreffende NCA einen Beschluss an ein
bedeutendes beaufsichtigtes Unternehmen oder eine bedeutende beaufsichtigte
Gruppe richtet, leitet eine NCA in enger Zusammenarbeit ein Verfahren im
Hinblick auf die Ergreifung von Maßnahmen ein, um sicherzustellen, dass ent-
sprechende Verwaltungssanktionen nur auf Anweisung der EZB auferlegt wer-
den. 2 Die NCA in enger Zusammenarbeit unterrichtet die EZB, wenn ein
Beschluss gefasst wurde.

Art. 114 Untersuchungsbefugnisse gemäß den Artikel 10 bis 13 der
SSM-Verordnung im Rahmen der engen Zusammenarbeit. (1) Die in
Teil XI vorgesehenen Bestimmungen zur Zusammenarbeit in Bezug auf die
Artikel 10 bis 13 der SSM-Verordnung1) finden in Bezug auf beaufsichtigte
Unternehmen und beaufsichtigte Gruppen in teilnehmenden Mitgliedstaaten in
enger Zusammenarbeit entsprechende Anwendung.

1) Nr. 4.
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(2) Eine NCA in enger Zusammenarbeit übt die ihr gemäß den Artikeln 10
bis 13 der SSM-Verordnung zustehenden Untersuchungsbefugnisse im Einklang
mit den Anweisungen der EZB aus.

(3) Eine NCA in enger Zusammenarbeit unterrichtet die EZB über ihre
Erkenntnisse aus der Ausübung ihrer Untersuchungsbefugnisse gemäß den Ar-
tikeln 10 bis 13 der SSM-Verordnung.

(4) Eine NCA in enger Zusammenarbeit stellt sicher, dass bestimmte Mit-
arbeiter der EZB als Beobachter an allen Untersuchungen gemäß den Artikeln 10
bis 13 der SSM-Verordnung teilnehmen können.

Titel 3. Enge Zusammenarbeit in Bezug auf bedeutende beaufsichtigte
Unternehmen

Art. 115 Beaufsichtigung bedeutender beaufsichtigter Unternehmen
in einem teilnehmendenMitgliedstaat in enger Zusammenarbeit.

(1) Im Einklang mit den Bestimmungen dieses Artikels finden die Teile II
und VI entsprechende Anwendung auf bedeutende beaufsichtigte Unternehmen
und bedeutende beaufsichtigte Gruppen, die in einem teilnehmenden Mitglied-
staat in enger Zusammenarbeit niedergelassen sind.

(2) Eine NCA in enger Zusammenarbeit stellt sicher, dass die EZB alle von
der NCA in enger Zusammenarbeit selbst erhaltenen Informationen und Mel-
dungen von und in Bezug auf bedeutende beaufsichtigte Unternehmen und
bedeutende beaufsichtigte Gruppen erhält, die die EZB zur Wahrnehmung der
ihr durch die SSM-Verordnung1) übertragenen Aufgaben benötigt.

(3) 1 Für die Beaufsichtigung jedes einzelnen bedeutenden beaufsichtigten
Unternehmens oder jeder einzelnen bedeutenden beaufsichtigten Gruppe mit
Sitz in einem teilnehmenden Mitgliedstaat in enger Zusammenarbeit wird ein
gemeinsames Aufsichtsteam eingerichtet. 2 Die Mitglieder des gemeinsamen
Aufsichtsteams werden gemäß Artikel 4 ernannt. 3 Die NDA in enger Zusam-
menarbeit ernennt einen NCA-Unterkoordinator, der in Bezug auf das bedeu-
tende beaufsichtigte Unternehmen oder die bedeutende beaufsichtigte Gruppe
im Einklang mit den Anweisungen des JST-Koordinators unmittelbar handelt.

(4) 1 Eine NCA in enger Zusammenarbeit stellt sicher, dass bestimmte Mit-
arbeiter der EZB zur Teilnahme an Vor-Ort-Prüfungen eingeladen werden, die
in Bezug auf ein bedeutendes beaufsichtigtes Unternehmen oder eine bedeuten-
de beaufsichtigte Gruppe durchgeführt werden. 2 Die EZB kann die Anzahl der
als Beobachter teilnehmenden Mitarbeiter der EZB festlegen.

(5) 1 Im Zusammenhang mit der konsolidierten Beaufsichtigung und Auf-
sichtskollegien in Fällen, in denen ein Mutterunternehmen in einem Mitglied-
staat des Euro-Währungsgebiets oder in einem nicht dem Euro-Währungsgebiet
angehörenden teilnehmenden Mitgliedstaat niedergelassen ist, ist die EZB als
zuständige Behörde die konsolidierende Aufsichtsbehörde und führt den Vorsitz
über das Aufsichtskollegium. 2 Die EZB ersucht die betreffende NCA in enger
Zusammenarbeit, einen Mitarbeiter der NCA als Beobachter zu ernennen. 3 Die
EZB kann durch die Erteilung von Anweisungen an die betreffende NCA in
enger Zusammenarbeit handeln.

1) Nr. 4.
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Art. 116 Beschlüsse in Bezug auf bedeutende beaufsichtigte Unterneh-
men und bedeutende beaufsichtigte Gruppen. (1) 1 Unbeschadet der Be-
fugnisse der NCAs in Bezug auf die der EZB gemäß der SSM-Verordnung1)
übertragenen Aufgaben fasst eine NCA in enger Zusammenarbeit nur auf An-
weisung der EZB Beschlüsse in Bezug auf bedeutende beaufsichtigte Unterneh-
men und bedeutende beaufsichtigte Gruppen in ihrem Mitgliedstaat. 2 Die NCA
in enger Zusammenarbeit kann auch Anweisungen der EZB anfordern.

(2) Eine NCA in enger Zusammenarbeit stellt der EZB einen Beschluss in
Bezug auf ein bedeutendes beaufsichtigtes Unternehmen oder eine bedeutende
beaufsichtigte Gruppe umgehend zur Verfügung.

(3) Eine NCA in enger Zusammenarbeit unterrichtet die EZB sowohl: a) über
Beschlüsse, die sie aufgrund ihrer Befugnisse in Bezug auf Aufgaben erlässt, die
der EZB gemäß der SSM-Verordnung nicht übertragen wurden, als auch b) über
Beschlüsse, die sie gemäß den Anweisungen der EZB oder den Bestimmungen
dieses Teils erlässt.

Titel 4. Enge Zusammenarbeit in Bezug auf weniger bedeutende
beaufsichtigte Unternehmen und weniger bedeutende beaufsichtigte

Gruppen
Art. 117 Beaufsichtigung weniger bedeutender beaufsichtigter Unter-
nehmen und weniger bedeutender beaufsichtigter Gruppen. (1) Gemäß
den folgenden Bestimmungen findet Teil VII entsprechende Anwendung auf
weniger bedeutende beaufsichtigte Unternehmen und weniger bedeutende be-
aufsichtigte Gruppen in teilnehmenden Mitgliedstaaten in enger Zusammen-
arbeit.

(2) 1 Zur Sicherstellung der Kohärenz der Aufsichtsergebnisse innerhalb des
einheitlichen Aufsichtsmechanismus kann die EZB allgemeine Anweisungen
und Leitlinien erlassen und Ersuchen an eine NCA in enger Zusammenarbeit
richten, die die NCA verpflichten, Aufsichtsbeschlüsse in Bezug auf weniger
bedeutende beaufsichtigte Unternehmen oder weniger bedeutende beaufsichtig-
te Gruppen, die in dem teilnehmenden Mitgliedstaat in enger Zusammenarbeit
niedergelassen sind, zu fassen. 2 Diese allgemeinen Anweisungen, Leitlinien oder
Ersuchen können sich auf Gruppen oder Kategorien von Kreditinstituten bezie-
hen.

(3) Gemäß Artikel 6 Absatz 7 Buchstabe c Ziffer ii der SSM-Verordnung1)
kann die EZB eine NCA in enger Zusammenarbeit auch ersuchen, Aspekte
eines wesentlichen NCA-Verfahrens weiter zu bewerten.

Titel 5. Verfahren im Falle einer Ablehnung eines Beschlussentwurfs
durch einen teilnehmendenMitgliedstaat in enger Zusammenarbeit

Art. 118 Verfahren im Falle einer Ablehnung eines Beschlussentwurfs
des Aufsichtsgremiums gemäß Artikel 7 Absatz 8 der SSM-Verordnung.

(1) Vorbehaltlich der nach Unionsrecht geltenden Vertraulichkeitsvorschriften
unterrichtet die EZB die NCA in enger Zusammenarbeit über den vollständigen
Beschlussentwurf des Aufsichtsgremiums in Bezug auf ein beaufsichtigtes Unter-

1) Nr. 4.
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nehmen oder eine beaufsichtigte Gruppe, die bzw. das in einem teilnehmenden
Mitgliedstaat in enger Zusammenarbeit ansässig ist.

(2) Lehnt die NCA in enger Zusammenarbeit den vollständigen Beschlussent-
wurf des Aufsichtsgremiums ab, teilt sie dem EZB-Rat innerhalb von fünf
Arbeitstagen nach dem Erhalt des vollständigen Beschlussentwurfs schriftlich die
Gründe für ihre Ablehnung mit.

(3) Der EZB-Rat beschließt innerhalb von fünf Arbeitstagen ab dem Erhalt
dieser Mitteilung in der Sache unter umfassender Berücksichtigung der angege-
benen Gründe für die Ablehnung und erläutert der NCA in enger Zusammen-
arbeit die Gründe für seinen Beschluss schriftlich.

(4) Ein teilnehmender Mitgliedstaat in enger Zusammenarbeit kann die EZB
ersuchen, die enge Zusammenarbeit unmittelbar zu beenden und ist durch den
anschließenden Beschluss des EZB-Rates nicht gebunden.

Art. 119 Verfahren im Falle einer Ablehnung eines Widerspruchs des
EZB-Rates gegen einen Beschlussentwurf des Aufsichtsgremiums ge-
mäß Artikel 7 Absatz 7 der SSM-Verordnung. (1) Die EZB unterrichtet
eine NCA in enger Zusammenarbeit über einen Widerspruch des EZB-Rates
gegen einen vollständigen Beschlussentwurf des Aufsichtsgremiums.

(2) Lehnt die NCA in enger Zusammenarbeit den Widerspruch des EZB-
Rates gegen den vollständigen Beschlussentwurf des Aufsichtsgremiums ab, teilt
sie der EZB innerhalb von fünf Arbeitstagen nach dem Erhalt des Widerspruchs
des EZB-Rates schriftlich die Gründe für ihre Ablehnung mit.

(3) 1 Der EZB-Rat gibt zu der begründeten Ablehnung der NCA in enger
Zusammenarbeit innerhalb von 30 Tagen ab dem Erhalt der begründeten Ab-
lehnung eine schriftliche Stellungnahme ab und bestätigt oder widerruft unter
Angabe der Gründe für diese Entscheidung seinen Widerspruch. 2 Die EZB
unterrichtet die NCA in enger Zusammenarbeit davon.

(4) [1] Bestätigt der EZB-Rat seinen Widerspruch, kann die NCA in enger
Zusammenarbeit innerhalb von fünf Arbeitstagen ab dem Tag, an dem sie davon
in Kenntnis gesetzt wurde, dass der EZB-Rat seinen Widerspruch bestätigt hat,
der EZB mitteilen, dass sie von einem Beschluss, der nach der Änderung des
ursprünglichen vollständigen Beschlussentwurfs gefasst wurde, gegen den der
EZB-Rat Widerspruch erhoben hat, nicht gebunden ist.

[2] 1 Die EZB erwägt dann unter gebührender Berücksichtigung der Wirk-
samkeit der Aufsicht die Aussetzung oder Beendigung der engen Zusammen-
arbeit mit der NCA in enger Zusammenarbeit und erlässt diesbezüglich einen
Beschluss. 2 Die EZB berücksichtigt insbesondere die in Artikel 7 Absatz 7 der
SSM-Verordnung1) genannten Faktoren.

1) Nr. 4.
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Teil X. Verwaltungssanktionen

Titel 1. Definitionen und Beziehung zur Verordnung (EG) Nr. 2532/98
des Rates1)

Art. 120 Definition von Verwaltungssanktionen. Im Sinne dieses Teils
bezeichnen „Verwaltungssanktionen“ entweder:
a) die nach Artikel 18 Absatz 1 der SSM-Verordnung2) vorgesehenen und ver-

hängten Verwaltungsgeldbußen oder
b) die in Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 2532/98 vorgesehenen und nach

Artikel 18 Absatz 7 der SSM-Verordnung verhängten Geldbußen und in regel-
mäßigen Abständen zu zahlenden Strafgelder.

Art. 121 Beziehung zur Verordnung (EG) Nr. 2532/98. (1) Im Einklang
mit Artikel 18 Absatz 4 der SSM-Verordnung2) gelten für die Zwecke der in
Artikel 18 Absatz 1 der SSM-Verordnung vorgesehenen Verfahren nur die Ver-
fahrensregeln dieser Verordnung.

(2) Für die Zwecke der in Artikel 18 Absatz 7 der SSM-Verordnung vorgese-
henen Verfahren ergänzen die Verfahrensregeln dieser Verordnung die in der
Verordnung (EG) Nr. 2532/98 festgelegten Verfahrensregeln und werden gemäß
den Artikeln 25 und 26 der SSM-Verordnung angewandt.

Art. 122 Befugnisse der EZB, Verwaltungssanktionen nach Artikel 18
Absatz 7 der SSM-Verordnung zu verhängen. Im Falle einer Nichteinhal-
tung der Verpflichtungen aus Verordnungen oder Beschlüssen der EZB verhängt
die EZB die in Artikel 120 Buchstabe b definierten Verwaltungssanktionen
gegen:
a) bedeutende beaufsichtigte Unternehmen oder
b) weniger bedeutende beaufsichtigte Unternehmen, sofern die einschlägigen

Verordnungen oder Beschlüsse der EZB weniger bedeutenden Unternehmen
Verpflichtungen gegenüber der EZB auferlegen.

Titel 2. Verfahrensregeln für die Verhängung von
Verwaltungssanktionen – mit Ausnahme von in regelmäßigen
Abständen zu zahlenden Strafgeldern – gegen beaufsichtigte
Unternehmen in Mitgliedstaaten des Euro-Währungsgebiets

Art. 123 Einrichtung einer unabhängigen Untersuchungsstelle.
(1) Die EZB richtet eine unabhängige Untersuchungsstelle (nachfolgend die

„Untersuchungsstelle“) ein, die aus von der EZB benannten Untersuchungs-
beauftragten besteht.

(2) Die Untersuchungsbeauftragten sind und waren in den letzten zwei Jahren
vor der Aufnahme ihrer Tätigkeit als Untersuchungsbeauftragte nicht in die
direkte oder indirekte Beaufsichtigung oder Zulassung des betreffenden beauf-
sichtigten Unternehmens eingebunden.

1) Amtl. Anm.: Verordnung (EG) Nr. 2532/98 des Rates vom 23. November 1998 über das Recht
der Europäischen Zentralbank, Sanktionen zu verhängen (ABl. L 318 vom 27.11.1998, S. 4).

2) Nr. 4.
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(3) Die Untersuchungsbeauftragten nehmen ihre Untersuchungsaufgaben un-
abhängig vom Aufsichtsgremium und EZB-Rat wahr und nehmen nicht an den
Beratungen des Aufsichtsgremiums und des EZB-Rates teil.

Art. 124 Verweisung mutmaßlicher Verstöße an die Untersuchungs-
stelle. Ist die EZB bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben aus der SSM-Ver-
ordnung1) der Auffassung, dass es Gründe für den Verdacht gibt, dass ein bedeu-
tendes beaufsichtigtes Unternehmen, das seinen Hauptsitz in einem Mitgliedstaat
des Euro-Währungsgebiets hat, einen oder mehrere Verstöße
a) nach dem einschlägigen, direkt anwendbaren Unionsrecht im Sinne von

Artikel 18 Absatz 1 der SSM-Verordnung begeht oder begangen hat oder
b) gegen eine Verordnung oder einen Beschluss der EZB im Sinne von Artikel 18

Absatz 7 der SSM-Verordnung begeht oder begangen hat, verweist die EZB
die Sache an die Untersuchungsstelle.

Art. 125 Befugnisse der Untersuchungsstelle. (1) Für die Zwecke der Un-
tersuchung mutmaßlicher Verstöße im Sinne von Artikel 124 kann die Unter-
suchungsstelle die Befugnisse ausüben, die der EZB durch die SSM-Verord-
nung1) übertragen wurden.

(2) Wird aufgrund der Befugnisse, die der EZB im Zusammenhang mit einer
Untersuchung durch die SSM-Verordnung übertragen wurden, ein Ersuchen an
das betroffene beaufsichtigte Unternehmen gerichtet, legt die Untersuchungs-
stelle den Gegenstand und den Zweck der Untersuchung fest.

(3) Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben hat die Untersuchungsstelle Zu-
gang zu allen Dokumenten und Informationen, die von der EZB und gegebe-
nenfalls den betreffenden NCAs im Laufe ihrer Aufsichtstätigkeit eingeholt
wurden.

Art. 126 Verfahrensrechte. (1) Bei Abschluss einer Untersuchung und bevor
ein Vorschlag für einen vollständigen Beschlussentwurf ausgearbeitet und dem
Aufsichtsgremium übermittelt wird, teilt die Untersuchungsstelle dem betroffe-
nen beaufsichtigten Unternehmen schriftlich die aus der durchgeführten Unter-
suchung gewonnenen Erkenntnisse und diesbezügliche Beschwerdepunkte mit.

(2) 1 In der in Absatz 1 genannten Mitteilung unterrichtet die Untersuchungs-
stelle das betroffene beaufsichtigte Unternehmen über sein Recht, sich schriftlich
gegenüber der Untersuchungsstelle zu den in der Mitteilung genannten Tatsa-
chen und gegen das Unternehmen erhobenen Beschwerdepunkten, einschließ-
lich zu den Bestimmungen, gegen die mutmaßlich verstoßen wurde, zu äußern,
und sie setzt eine angemessene Frist, innerhalb derer diese Äußerungen bei ihr
eingegangen sein müssen. 2 Die EZB ist nicht verpflichtet, Äußerungen zu
berücksichtigen, die nach Ablauf der von der Untersuchungsstelle gesetzten Frist
eingegangen sind.

(3) 1 Die Untersuchungsstelle kann das betroffene beaufsichtigte Unterneh-
men nach Übermittlung einer Mitteilung gemäß Absatz 1 auch auffordern, an
einer mündlichen Anhörung teilzunehmen. 2 Die Parteien, die sich der Unter-
suchung zu unterziehen haben, können sich bei der Anhörung von Rechts-
anwälten oder anderen qualifizierten Personen vertreten und/oder unterstützen
lassen. 3 Mündliche Anhörungen sind nicht öffentlich.

1) Nr. 4.

4a SSM-Rahmenverordnung Art. 124–126 VO (EU) 468/2014



145

(4) Das Recht des von der Untersuchung betroffenen beaufsichtigten Unter-
nehmens auf Einsicht in die Akten der Untersuchungsstelle wird gemäß Arti-
kel 32 festgelegt.

Art. 127 Prüfung der Akte durch das Aufsichtsgremium. (1) 1 Ist eine
Untersuchungsstelle der Auffassung, dass gegen ein beaufsichtigtes Unternehmen
eine Verwaltungssanktion verhängt werden sollte, übermittelt sie dem Aufsichts-
gremium einen Vorschlag für einen vollständigen Beschlussentwurf, in dem ein
Verstoß des betroffenen beaufsichtigten Unternehmens festgestellt wird und die
zu verhängende Verwaltungssanktion angegeben ist. 2 Die Untersuchungsstelle
übermittelt dem Aufsichtsgremium ebenfalls ihre Untersuchungsakte.

(2) Die Untersuchungsstelle stützt ihren Vorschlag für einen vollständigen
Beschlussentwurf nur auf die Tatsachen und Beschwerdepunkte, zu denen sich
das beaufsichtigte Unternehmen äußern konnte.

(3) 1 Ist die von der Untersuchungsstelle übermittelte Akte nach Auffassung
des Aufsichtsgremiums unvollständig, kann es die Akte der Untersuchungsstelle
zusammen mit einem begründeten Ersuchen um weitere Informationen zurück-
senden. 2 Artikel 125 findet entsprechende Anwendung.

(4) 1 Stimmt das Aufsichtsgremium auf Grundlage der vollständigen Akte dem
Vorschlag für einen vollständigen Beschlussentwurf der Untersuchungsstelle in
Bezug auf einen oder mehrere Verstöße und den diesem Beschluss zugrunde
gelegten Tatsachen zu, erlässt es den von der Untersuchungsstelle vorgeschlage-
nen vollständigen Beschlussentwurf in Bezug auf den oder die Verstöße, die
seiner Auffassung nach vorliegen. 2 Soweit das Aufsichtsgremium dem Vorschlag
nicht zustimmt, wird ein Beschluss gemäß den einschlägigen Absätzen dieses
Artikels gefasst.

(5) Ist das Aufsichtsgremium auf Grundlage der vollständigen Akte der Auf-
fassung, dass die in dem Vorschlag für einen vollständigen Beschlussentwurf
beschriebenen Tatsachen im Sinne des Absatzes 1 offenbar keine ausreichenden
Nachweise für einen Verstoß im Sinne von Artikel 124 darstellen, kann es einen
vollständigen Beschlussentwurf erlassen, mit dem der Fall abgeschlossen wird.

(6) Stimmt das Aufsichtsgremium der im Vorschlag der Untersuchungsstelle
für einen vollständigen Beschlussentwurf enthaltenen Feststellung, dass das be-
troffene beaufsichtigte Unternehmen einen Verstoß begangen hat, auf Grundlage
der vollständigen Akte zu, lehnt es jedoch die vorgeschlagene Empfehlung
bezüglich der Verwaltungssanktion ab, erlässt das Aufsichtsgremium den voll-
ständigen Beschlussentwurf unter Angabe der von ihm für angemessen gehalte-
nen Verwaltungssanktion.

(7) 1 Stimmt das Aufsichtsgremium dem Vorschlag der Untersuchungsstelle
auf Grundlage der vollständigen Akte nicht zu und stellt es fest, dass von dem
betroffenen beaufsichtigten Unternehmen ein anderer Verstoß begangen wurde
oder der dem Vorschlag der Untersuchungsstelle zugrunde liegende Sachverhalt
ein anderer ist, teilt es dem betroffenen beaufsichtigten Unternehmen seine
Feststellungen und die gegen dieses Unternehmen erhobenen Beschwerdepunk-
te schriftlich mit. 2 Artikel 126 Absätze 2 bis 4 finden in Bezug auf das Aufsichts-
gremium entsprechende Anwendung.

(8) Das Aufsichtsgremium arbeitet einen vollständigen Beschlussentwurf aus,
in dem festgestellt wird, ob das beaufsichtigte Unternehmen einen Verstoß
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begangen hat, und in dem gegebenenfalls die zu verhängenden Verwaltungs-
sanktionen angegeben werden.

(9) Vom Aufsichtsgremium erlassene vollständige Beschlussentwürfe, die dem
EZB-Rat vorzulegen sind, stützen sich nur auf Tatsachen und Beschwerdepunk-
te, zu denen sich das beaufsichtigte Unternehmen äußern konnte.

Art. 128 Definition des jährlichen Gesamtumsatzes zur Festlegung der
Obergrenze für Verwaltungsgeldbußen. 1 Der in Artikel 18 Absatz 1 der
SSM-Verordnung1) genannte jährliche Gesamtumsatz bezeichnet den jährlichen
Gesamtumsatz im Sinne von Artikel 67 der Richtlinie 2013/36/EU, den ein
beaufsichtigtes Unternehmen gemäß seinem letzten Jahresabschluss erzielt hat.
2 Gehört das beaufsichtigte Unternehmen, das den Verstoß begangen hat, einer
beaufsichtigten Gruppe an, ist der relevante jährliche Gesamtumsatz der sich aus
dem konsolidierten Jahresabschluss der beaufsichtigten Gruppe ergebende jähr-
liche Gesamtumsatz.

Titel 3. In regelmäßigen Abständen zu zahlende Strafgelder
Art. 129 Verfahrensregeln für in regelmäßigen Abständen zu zahlende
Strafgelder. (1) 1 Im Falle eines andauernden Verstoßes gegen eine Verordnung
oder einen EZB-Aufsichtsbeschluss kann die EZB in regelmäßigen Abständen zu
zahlende Strafgelder auferlegen, um die betroffenen Personen zu zwingen, den
die Verordnung oder den Aufsichtsbeschluss einzuhalten. 2 Die EZB wendet die
Verfahrensregeln des Artikels 22 der SSM-Verordnung1) und des Teils III Titel 2
dieser Verordnung an.

(2) 1 In regelmäßigen Abständen zu zahlende Strafgelder müssen wirksam und
verhältnismäßig sein. 2 Die in regelmäßigen Abständen zu zahlenden Strafgelder
werden für jeden Tag des Verstoßes berechnet, bis die betroffene Person die
betreffende Verordnung oder den betreffenden Aufsichtsbeschluss der EZB ein-
hält.

(3) 1 Die Obergrenzen für in regelmäßigen Abständen zu zahlende Strafgelder
entsprechen den in der Verordnung (EG) Nr. 2532/98 angegebenen. 2 Der
relevante Zeitraum beginnt an dem Tag, der in dem Beschluss, mit dem die in
regelmäßigen Abständen zu zahlenden Strafgelder auferlegt werden, festgelegt
ist. 3 Der früheste Tag, der in dem Beschluss festgelegt wird, ist der Tag, an dem
der betroffenen Person schriftlich die Gründe der EZB für die Auferlegung von
in regelmäßigen Abständen zu zahlenden Strafgelder mitgeteilt werden.

(4) Die in regelmäßigen Abständen zu zahlenden Strafgelder können für
Zeiträume von höchstens sechs Monaten ab dem Tag, der in dem in Absatz 3
genannten Beschluss angegeben ist, auferlegt werden.

Titel 4. Fristen
Art. 130 Verjährungsfristen für die Verhängung von Verwaltungssank-
tionen. (1) 1 Die Befugnis der EZB, Verwaltungssanktionen gegen beaufsichtigte
Unternehmen zu verhängen, unterliegt einer Verjährungsfrist von fünf Jahren,
die ab dem Tag beginnt, an dem der Verstoß begangen wurde. 2 Im Falle
laufender und wiederholter Verstöße beginnt die Verjährungsfrist an dem Tag, an
dem der Verstoß nicht mehr besteht.

1) Nr. 4.
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